
 

 

Wildkameraeinsatz (Fotofalle) im Wolfsmonitoring 

 

 

Der Wolf ist in Anhang II und IV der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL 

92/43/EWG) gelistet. Entsprechend ist sein Erhaltungszustand zu überwachen, das 

heißt ein aussagefähiges Monitoring muss etabliert sein. Die wesentlichen 

Ergebnisse dieses Monitorings sind alle sechs Jahre an die Europäische Kommission 

zu berichten (Art. 17 FFH-RL). Einmal im Jahr treffen sich in Deutschland die mit 

dem Monitoring von Wolf, Luchs (und Bär) beauftragten Personen der einzelnen 

Bundesländer zur Datenevaluierung und um ein möglichst vollständiges Bild der 

aktuellen Situation dieser Tierarten in Deutschland zu erstellen. Das Ergebnis sind 

jährliche Vorkommens- und Territoriumskarten für Wolf und Luchs in Deutschland 

und eine Zusammenfassung des aktuellen Status. 

Im Wolfsmonitoring kommen sowohl aktive als auch passive Methoden zum Einsatz. 

Letztere beinhalten die Aufnahme, Bewertung und Archivierung aller aus der 

Bevölkerung gemeldeten Hinweise, zum Beispiel Sichtbeobachtungen. 

Wolfsbeobachtungen nimmt das Schleswig-Holstein gerne unter unten angegebenen 

Telefonnummern entgegen. Solche Hinweise können ein wichtiges Indiz dafür sein, 

wo das aktive Monitoring intensiviert werden muss. Der Hauptteil der Hinweise wird 

jedoch durch verschiedene Monitoringmethoden aktiv erhoben. Dabei hat sich eine 

Kombination aus der Suche nach Anwesenheitshinweisen, genetischen Analysen 

und Einsatz von Fotofallen bewährt 

 

 

Datenschutz 

 

 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung: 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) 

Hamburger Chaussee 25 

24220 Flintbek 

Projektgruppe Wolfsmanagement 

04347 704-382 

 

Behördliche Datenschutzbeauftragte 

Mercatorstr. 3 

24106 Kiel 



 

 

Datenschutzbeauftragte@melund.landsh.de 

0431 – 988-7072 

 

Hinweise auf die Rechte der Betroffenen 

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung 

darüber zu verlangen, ob die betreffenden personenbezogenen Daten verarbeitet 

werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese 

personenbezogenen Daten und auf die in Art. 15 DSGVO im einzelnen aufgeführten 

Informationen. Eine Beschränkung des Auskunftsrechts ergibt sich aus § 9 LDSG 

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die 

Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten und ggf. die 

Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten zu verlangen (Art. 16 

DSGVO). 

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass 

sie betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, sofern einer 

der in Art. 17 DSGVO im einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, z. B. wenn die Daten 

für die verfolgten Zwecke nicht mehr benötigt werden (Recht auf Löschung). 

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung 

der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der in Art. 18 DSGVO aufgeführten 

Voraussetzungen gegeben ist, z. B. wenn die betroffene Person Widerspruch gegen 

die Verarbeitung eingelegt hat, für die Dauer der Prüfung durch den 

Verantwortlichen. 

Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 

Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender 

personenbezogener Daten Widerspruch einzulegen. Der Verantwortliche verarbeitet 

die personenbezogenen Daten dann nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende 

schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte 

und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen (Art. 21 

DSGVO). Liegen die Voraussetzungen des § 11 LDSG vor, besteht für die betroffene 

Person das Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO nicht. 

 

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen 

oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei einer 

Aufsichtsbehörde, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung 

der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die DSGVO verstößt (Art. 77 

DSGVO). Die betroffene Person kann dieses Recht bei einer Aufsichtsbehörde in 

dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des 

mutmaßlichen Verstoßes geltend machen. In Schleswig-Holstein ist die zuständige 

Aufsichtsbehörde:  

Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein (ULD) 

mailto:Datenschutzbeauftragte@melund.landsh.de


 

 

Holstenstraße 98 

24103 Kiel 

Telefon: 0431 988-1200 

E-Mail: mail@datenschutzzentrum.de 

 


